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Regionale Selektionsprozesse 
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G leichwertige Lebensverhältnisse—V ision oder Illusion POLITIKUM 27

Ländliche Räume können nicht generell als unterversorgt gelten. Dort, wo der 

Staat mit seinen Instrumenten steuern kann, gelingt meist auch die Versorgung in

dünn besiedelten ländlichen und peripheren Regionen. Allerdings mangelt es in 

peripheren Regionen an nahegelegenen Angebotsalternativen. Den Mittelzentren 

kommt zur Versorgung der Bevölkerung sowohl in städtischen als auch in ländlichen

Regionen eine hohe Bedeutung zu. Sie gilt es weiterhin zu stärken.

Wer im Netz nach „Unterversorgung im ländlichen 
Raum" sucht, findet u.a. zahlreiche Artikel zum 
Ärztemangel auf dem Land. Die Verteilung der Ver­
tragsärzte in ländlichen Kreisen wird als ungleich be­
schrieben und schließende Arztpraxen finden dort 
keine Nachfolge. Die Wahrnehmung der Menschen 
in ländlich und städtisch geprägten Kreisen stimmt 
allerdings oft nicht mit der objektiven Versorgungs­
situation überein. Selbst in überversorgten Städten 
empfindet ein Teil der Bevölkerung die Versorgung als 
unzureichend (Schang u.a. 2016). Das Problem einer 
generellen Unterversorgung der ländlichen Räume 
gegenüber den verstädterten Räumen muss daher 
differenzierter betrachtet werden. Wie ist es um die 
angestrebte flächendeckende Angleichung der Le­
bensverhältnisse wirklich bestellt?

Zur Klärung dieser Frage thematisieren wir zuerst, 
ob die Betrachtung Stadt versus Land angemessen 
oder eine Gegenüberstellung von Zentrum versus 
Peripherie zielführender ist. Wir halten es auch für 
notwendig, zwischen privatwirtschaftlich organi­
sierten und staatlich geplanten und finanzierten Ein­
richtungen der Daseinsvorsorge zu unterscheiden. An 
konkreten Beispielen zeigen wir dann spezifische Fa­
cetten der Über- und Unterversorgung. Wir schließen 
mit einer kurzen Replik, wie Politik und Verwaltung 
den Herausforderungen einer möglichen Unterversor­
gung in Teilräumen begegnen wollen, wie sie zuletzt 
in „Unser Plan für Deutschland" als Ergebnis der Kom­
mission „Gleichwertige Lebensverhältnisse" dargelegt 
wurden (BMI 2019).

Stadt-Land oder Zentrum-Peripherie?
Die Stadt -  oder der städtische Raum -  grenzt sich im 
Wesentlichen durch eine höhere Bevölkerungszahl

und eine höhere Einwohnerdichte pro km2 zum länd­
lichen Raum ab. Städte sind zudem Knotenpunkte 
der Verkehrsinfrastruktur. Sie verfügen meist über 
einen funktionierenden öffentlichen Personennah­
verkehr (ÖPNV). Abseits der größeren Städte ist der 
ÖPNV häufig auf den Schülerverkehr reduziert. Auf 
dem Land leben also relativ wenige Menschen, die 
zudem über eine größere Fläche verteilt und über­
wiegend auf motorisierte individuelle Mobilität (MIV) 
angewiesen sind.

Damit werden schon die wesentlichen Problemati­
ken für die Daseinsvorsorge angesprochen: Tragfähig­
keit durch ausreichende Inanspruchnahme und gute 
Erreichbarkeit -  auch für Personen, die unabhängig 
vom MIV nicht oder eingeschränkt mobil sind. Diese 
Einschränkungen der physischen Erreichbarkeit fin­
den sich aber nicht nur in ländlichen Räumen, son­
dern sind bereits in vielen Stadtrandgebieten oder 
im suburbanen Umland ein Problem. Eine schlechte 
Erreichbarkeit findet sich zumTeil auch innerhalbvon 
Gemeinden, wenn sich nämlich die Einrichtungen in 
einem Ortsteil konzentrieren, während andere Orts­
teile verkehrlich nur schlecht an dieses Versorgungs­
zentrum angebunden sind. Mit dem Zentrum-Peri- 
pber/e-Konzept wird die Beziehung zwischen zentral 
konzentrierten Einrichtungen in Bezug auf schlecht 
angebundene Gebiete besser abgebildet als mit der
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28 POLITIKUM G leichwertige Lebensverhältnisse — V ision oder Illusion

Stoc/t-Lond-Betrachtung. Dünn besiedelte ländliche 

Räume, die peripher gelegen sind, stehen allerdings 

unbestritten vor der größten Herausforderung, ihre 

Daseinsvorsorge zu sichern und dadurch a ttrak tive  

Lebens- und Standortbedingungen fü r  die Bevölke­

rung zu erhalten.

Implikationen privatwirtschaftlicher und 
staatlicher Organisationsstrukturen
Auch die o f t  generalisierenden Überlegungen zu 

den O rganisationsstrukturen müssen w e ite r d iffe ­

renziert werden. Es besteht ein Unterschied darin, 

ob es sich um rein priva tw irtscha ftlich  organisierte 

Daseinsvorsorge handelt oder ob sich die staatliche

Für die privatwirtschaftlich 
organisierten Bereiche hat die 

staatliche Planung kaum 
Steuerungsinstrumente

(Fach-)Planung d irekt oder ind irekt -  e tw a über Fi­

nanzierungszuschüsse -  um die S icherstellung der 

Daseinsvorsorge küm m ert. Zu den Kernbereichen der 

staatlich ve ran tw orte ten  sozialen Daseinsvorsorge 

zählen im W esentlichen die Bereiche Gesundheit, 

Bildung, Kultur/Sport sowie S icherheit/Ordnung. Die 

Bereiche Wasserversorgung, Abwasser- und A b fa ll­
entsorgung sowie der ÖPNV gehören als netzgebun­

dene In frastrukturen zur technischen In frastruktu r 
im  (te il-)ö ffen tlichen V erantw ortungsbere ich. Alle 

anderen Bereiche, so z. B. Lebensm ittelversorgung, 

Banken, Post und Telekommunikation, werden über 

den freien M arkt bedient und der Staat beschränkt 

sich au f die Regelungen der Rahmenbedingungen fü r 

die M arktte ilnehm er.

Obwohl alle Einrichtungen einem Kostendruck und 

W irtschaftlichkeitsberechnungen unterliegen, wirken 

sich die Tragfähigkeitsbetrachtungen der P riva tw irt­

schaft stärker au f eine mögliche Unterversorgung in 

ländlichen Räumen aus. Existiert kein hinreichendes 

Kundenpotenzial, lohn t sich eine physische Präsenz 

in diesen Teilräumen fü r  Unternehmen und Dienst­

le ister n icht. In der Folge werden E inrichtungen -  

w ie  Supermärkte oder Kinos -  geschlossen. Für die 

p riva tw irtscha ftlich  organisierten Bereiche hat die 

staatliche Planung kaum Instrum ente, m it denen sie 

diesen Entwicklungen effektiv entgegensteuern kann.

Die Raumplanung dagegen hat fü r  die Sicherstel­

lung der Einrichtungen in allen Teilräumen zu sorgen. 

Gemäß Bundesraumordnung sind diese in „Zentralen 

O rten" zu bündeln. Dementsprechend g ib t die Lan­

des-und Regionalplanung, e tw a m it der Ausweisung 

der Zentralen Orte, einen Rahmen vor, der dann durch 

die Fachplanungen konkretisiert w ird , m eist jedoch 
ohne eindeutige M indeststandards festzulegen (vgl. 

ROB 2017, ARL 2020). Es ist dabei n icht notw endig, 

dass die öffentliche Hand die Infrastruktur, w ie  Kran­

kenhäuser oder Verkehrslinien, selbst betreibt. In al­

le in iger s taatlicher bzw. kom m unaler Trägerschaft 

befinden sich ohnehin faktisch nur noch wenige In­

frastruktu re in rich tungen , w ie  Schulen, Justiz- oder 

V erw a ltungse inrich tungen. So führen  W irtsch a ft­

lichkeitsüberlegungen insbesondere bei der sozialen 

Daseinsvorsorge durchaus zu Konzentrationsbestre­

bungen und Schließungen, wenn die Tragfähigkeits­

grenzen unterschritten sind.
Die M in isterkonferenz fü r  Raumordnung (MKRO) 

ste llte  2016 die Bedeutung der M itte lzentren fü r  die 

Sicherung der Daseinsvorsorge heraus, da sich die 

regionale Versorgung a u f dieser Ebene besonders 

g u t abstim m en und organisieren lässt, und es sich 

zudem in der Regel um g u t erreichbare Verkehrs­

knoten handelt. Für die Umsetzung der Richtlinien 

sind die Kommunen und Regionen im Wesentlichen 

selbst zuständig. Diese kennen die Bedeutung der 

Daseinsvorsorge fü r  ihre Entw icklung als W ohn- und 

W irtschaftsstandort, weshalb sie nach ihrem Ermes­

sen und Vermögen die geltenden Richtlinien flexibel 

handhaben. Im Folgenden sollen an konkreten Bei­

spielen die Verteilung und die Selektionsprozesse der 

Daseinsvorsorgeeinrichtungen im Raum dargestellt 

werden. Die M itte lzen tren  stehen hierbei gemäß 

Empfehlung der MKRO im M itte lpunk t.

Räumliche Verbreitungsmuster
ausgewählter Daseinsvorsorgebereiche
Im „Z en tra le -O rte -M on ito ring " (ZOM) des Bundes­

ins titu ts  fü r  Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR 

2020a) werden Ausstattungsm erkm ale von Gemein­

den m it und ohne zentralörtliche Funktionen erfasst. 

Von allen 11.127 Gemeinden (Stand 31.12.2017) be­

sitzen 3.596 einen landesplanerisch zugewiesenen 

zentralörtlichen Status. Unter diesen haben mehr als 

30% m indestens eine m itte lzentra le  Funktion und 

sichern dam it den gehobenen Bedarf der Bevölke­

rung. In peripheren und sehr peripheren Räumen
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(Gebiete m it unterdurchschnittlicher Erreichbarkeit 

und Bevölkerungspotenzialen, vgl. BBSR 2020b) haben 

mehr als ein V iertel der Gemeinden einen zentra lört­

lichen Status, in den zentralen und sehr zentralen Ge­

meinden haben m it 43 % jedoch mehr als ein D ritte l 

Zentrenstatus. Der a u f den ersten Blick schlechteren 

Ausstattung peripher gelegener Räume m it Zentralen 

Orten steh t ein relativer Bedeutungsüberschuss der 

Zentralen Orte in diesen Lagen gegenüber, denn die 

Zentralen Orte in den peripheren Gemeinden haben 

deutlich weniger Menschen zu versorgen. So kommen 

im peripheren Raum a u f einen Zentralen O rt durch­

schnittlich rund 11.654 Einwohner. Zentrale Orte in 

zentralen Lagen haben dagegen durchschn ittlich  

33.741, also fa s t dreimal so viele Menschen zu ver­

sorgen. Abbildung 1 verdeutlicht, dass insbesondere 

die M itte l-  und Grundzentren in den abgelegenen 

Lagen eine w ich tige  Funktion als Versorgungs- und 

Stabilisierungsanker erfüllen.

Einige Träger der Landes- und Regionalplanung sind 

der Auffassung, dass ein enges Netz an Zentralen Or­

ten Vorrang vor Erfordernissen w ie W irtschaftlichke it 

und Auslastung der In frastruktu r hat. Auch wenn die 

erforderlichen V ersorgungsfunktionen durch eine

Gemeinde nur zum Teil e rfü llt werden, sollen Zen­

tra le  Orte a u f der Grundlage einer planerisch-norma­

tiven Entscheidung ausgewiesen werden. Daher ist 

ein d ifferenzierterer Blick a u f die tatsächlich vor O rt 

vorhandene A ussta ttung erforderlich. Für fo lgende 

drei ausgewählte Daseinsvorsorgebereiche soll die 

tatsächliche Verteilung in den Zentralen Orten exem­

plarisch dargestellt werden:

■  die Gesundheitsversorgung-anhand der Kranken­

häuser und der niedergelassenen Fachärzte,
■  die verkehrliche E rre ichbarkeit-anhand der Schie­

nenpersonennahverkehrserschließung sowie
■  die kulturelle V ersorgung-anhand der p riva tw irt­

schaftlich geführten Kinobranche.

Die medizinische In frastruktu r gehört zu den essen­

tie llen  Bereichen der Daseinsvorsorge. Der Staat ist 

zw ar fü r  die G ew ährle istung einer ausreichenden 

Versorgung zuständig, be tre ib t aber selbst nur in 

Ausnahmefällen Gesundheitseinrichtungen. Er steu­

e rt im Wesentlichen über die Beteiligung in Gremi­

en, die Gesetzgebung, die Finanzierung und über die 

Fachplanung. Dennoch is t festzuste llen , dass sich

Abb. 1: Verteilung der Gemeinden nach zentralörtlichem Status und peripherer und zentraler Lage

3539

4000

Keine Grundzentrum Mittelzentrum Oberzentrum 
zentralörtliche und niedriger und höher

Einstufung
Zentralörtliche Funktion

Quelle: Zentrale-O rte-M onitoring BBSR, Bonn 2020, eigene Darstellung
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die S tandorte der Krankenhäuser g es ta ffe lt nach 

den Versorgungsstufen nahezu idealtypisch an der 

hierarchischen S truktur der Zentralen-Orte-Konzep- 

te  der Länder o rientieren. Je höher die zen tra lö rt­

liche E instufung ist, desto höher ist die Anzahl der 

Krankenhäuser in der Gemeinde. Krankenhäuser der 

M axim al- und Schwerpunktversorgung finden sich 

nahezu ausschließlich in Oberzentren. M ehr als 70%

Abb. 2: Bundesweite Verteilung der Krankenhausgrundversorgung in Mittelzentren

Datenbasis: Laufende Raumbeobachtung des BBSR;
Krankenhausverzeichnis des Statistischen Bundesamtes (Destatis), 
Stand 2016; Krankenhaus-Report des Wissenschaftlichen Instituts der 
AOK (WidO), Stand 2016
Geometrische Grundlage: Gemeinden (generalisiert), 31.12.2018 
© GeoBasis-DE/BKG 
Bearbeitung: P. Dietrich 

Anmerkung:
Krankenhäuser der Grundversorgung gewährleisten eine Versorgung 
auf den Gebieten der inneren Medizin und der allgemeinen Chirurgie.

Zflntraltirtkcber Slatus Raujtityp nach Lago

■  Otrertf nlrutT' ■ sehr peripher

■ MmeUeMruffl
a peripher
□ zentral

Krsnkenhausversorgung

Kein Krankenhaus tier Grundnefsorgun^

■ sehr zentral

Mind 1 Krankenhaus der □fundverșo--rgu"-g oder höher
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der M itte lzen tren  weisen mindestens ein Kranken­

haus auf. Gemeinden ohne zentra lörtlichen Status 

verfügen dagegen nur in absoluten Ausnahmefällen 

über ein Krankenhaus. In den zentralen und sehr zen­

tra len Lagen verfügen 30% der M itte lzentren  n icht 

über ein Krankenhaus, wohingegen nur ca. 20 % der 

M itte lzen tren  in den sehr peripheren Regionen Defi­

zite in der Krankenhausversorgung verzeichnen. Auch 

sta tistisch besteh t ein starker Zusammenhang: Je 

höher die zen tra lö rtliche  E instufung, desto höher 

die Anzahl der Krankenhäuser in der Gemeinde. Der 

Zusammenhang zwischen der Anzahl der Kranken­

häuser in den M itte lze n tre n  und ihrer zentralen 

oder peripheren Lage ist jedoch statistisch als sehr 

schwach zu bewerten.

Die V erte ilung der fehlenden Gesundheitsversor­

gung in M itte lzentren  konzentriert sich a u f die sehr 

zentralen Räume des Ruhrgebiets, des Rhein-Main- 

Gebiets sow ie a u f die urbanen Räume München, 

Hamburg, Berlin, Hannover und Nürnberg. Die Aus­

sta ttungsdefiz ite  in zentralen Lagen sind verm utlich 

a u f die urbane Dichte und gute Erreichbarkeit der 

benachbarten Zentralen Orte und der M axim alver­

sorger in den Oberzentren zurückzuführen. In pe­

ripheren Lagen fä l l t  ein A ussta ttungsdefiz it in den 

Ländern Bayern und Thüringen auf. Große Teile Nord­

ostdeutschlands gelten als sehr peripher. Obwohl die 

Zentralen Orte hier w e it auseinanderliegen, sind diese 

gu t m it Krankenhäusern ausgestattet.

Defizite in der Krankenhausversorgung sind regio­

nal so stark gestreut, dass statistisch kaum von einem 

Zusammenhang zur Raumlage gesprochen werden 
kann. Über 90%  der M itte lzen tren , in denen keine 

Krankenhausversorgung sichergestellt werden kann, 

verfügen dagegen über mindestens einen Facharzt. 

Ortsansässige Fachärzte könnten die Defizite der 

Krankenhausversorgung daher zum indest te ilweise 

auffangen. Auch vor dem H intergrund einer zuneh­

menden Verschiebung von stationärer au f ambulante 
Behandlung (Ambulantisierung der Gesundheitsver­

sorgung) gewinnen niedergelassene Fachärzte eine 

im m er größere Bedeutung.

Eine um fangreiche Facharztversorgung s te llt ein 

w ichtiges Ausstattungsm erkm al der M itte lzen tren  

dar. Da in über 97% der M itte lzentren mindestens ein 

Facharzt ansässig ist, sind die Defizite hier sehr gering. 

Fachärzte in M itte lzentren  fehlen, wenn überhaupt, 

in peripher gelegenen Räumen. Statistisch besteht 

aber ein m itte ls ta rker Zusammenhang zwischen der

zentralörtlichen Einstufung und der Anzahl der Fach­

ärzte insgesamt: Je höher die zentra lörtliche Einstu­

fung, desto höher ist auch die Anzahl der Fachärzte. 

Ein sehr zentral gelegenes M itte lzen trum  w eist m it 

durchschnittlich 39 Fachärzten dreimal so viele Fach­

mediziner a u f w ie  ein sehr peripher gelegenes M it­

te lzentrum  m it durchschnittlich  nur 14 ansässigen 

Fachärzten. Dies kann u.a. a u f die ökonomisch bes­

seren Aussichten fü r  Fachärzte in zentralen Räumen 

zurückgeführt werden.

Die festgeste llten Defizite in der Gesundheitsver­

sorgung in M itte lzentren  hinsichtlich Raumlage sind 

sehr unterschiedlich zu bewerten: Besteht ein Ver­

sorgungsdefizit in einem zentral gelegenen M itte l-

Raumordnungspolitik muss sich 
noch stärker an den 

Zentralen Orten ausrichten

Zentrum, kann dieses oftm a ls  durch Einrichtungen in 

einem anderen, nahen gelegenen Zentrum  ausgegli­

chen werden. In den peripheren Räumen bestehen 

diese A lternativen nicht, da die Zentralen Orte w e ite r 

auseinanderliegen und lange Wege bis in das nächste 

Zentrum  zurückzulegen sind. In peripheren und sehr 

peripheren Räumen kom m t es som it umso mehr au f 

eine gute verkehrliche Erschließung an. Sie is t das 

verbindende Element und hat großen Einfluss a u f 

die Verfügbarkeit der zentralörtlichen Infrastruktur.

Zur Berücksichtigung auch weniger m obiler Bevöl­

kerungsgruppen w ird  hier die Versorgung m it Bahn­

anschlüssen untersucht. In diesem Verkehrssegment 

ist der Staat im Wesentlichen ind irekt be te ilig t über 

die Finanzierungszuschüsse fü r  Bau und Erhalt von 

Bahnhaltepunkten sowie über die Regionalisierungs­

m itte l fü r  den Schienenpersonennahverkehr. Der 

Bahnanschluss von M itte lzentren weist m it rund 15 % 

einen verhältnism äßig geringen D efizitanteil auf. Die 

räumliche Verteilung der fehlenden Bahnanschlüsse 

in M itte lzentren  zeigt sich insgesamt w e it gestreut. 

Die ostdeutschen M itte lzentren weisen nahezu keine 

Defizite auf. Die fehlende Ausstattung m it Bahnan­

schlüssen ist in den peripheren Räumen m it 18% ge­

ringfügig höher, aber statistisch kann nicht von einem 

Zusammenhang zur Raumlage gesprochen werden. 

Dennoch ve rs tä rk t eine schlechte verkehrliche Er­

reichbarkeit andere Problembereiche und ist daher
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32 POLITIKUM G leichwertige Lebensverhältnisse — V ision oder Illusion

Abb. 3: Ausstattungsdefizite in den Mittelzentren nach Lagetyp

M itte lzen tren  ohne Ausstattung 

nach Daseinsvorsorgebereich absolut (prozentual)

Krankenhaus Fachärzte Bahnhaltepunkt Kino

Lagetyp

sehr zentral 83 (31,3 %) 0 (0,0 %) 31 (11,7 %) 134 (50,6 %)

zentral 87 (29,4 %) 6 (2,0 %) 39 (13,2 %) 166 (56,1 %)

peripher 89 (26,9 %) 23 (6,9 %) 64 (19,3 %) 219 (66,2 %)

sehr peripher 14 (21,9 %) 0 (0,0 %) 9 (14,1 %) 42 (65,6 %)

insgesamt 273 (27,4 %) 29 (3,0 %) 143 (15,0 %) 561 (59,6 %)

Quelle: Zentrale-Orte M onitoring BBSR, Bonn 20 20 ,eigene D arstellung

in den peripheren Lagen ungleich problematischer. 

Zudem sagt das bloße Vorhandensein eines Bahnan­

schlusses noch w enig über die Bedienhäufigkeit und 

die dam it einhergehende Erreichbarkeitsqualität aus.

Die Versorgung m it kulturellen Einrichtungen zählt, 

obwohl n icht essentiell, ebenfalls zu den Kriterien ei­

ner umfangreichen Daseinsvorsorge. Der p riva tw irt­

schaftliche Bereich der Kinoversorgung weist bundes­

w e it in den M itte lzentren  einen hohen Defizitanteil 

von rund 60% auf. In sehr peripheren Räumen s te ig t 

der D efiz itw ert au f rund zwei D ritte l. Auch statistisch 

ist ein leichter Zusammenhang zwischen der Raumla­

ge und der K inoausstattung der M itte lzentren auszu­

machen. Kinos sind private W irtschaftsunternehm en 

und n icht an die Vorgaben einer staatlichen Raum­

oder Fachplanung gebunden. Insofern lässt sich hier

ein deutlicher Unterschied zu den anderen beiden 

hiervorgestellten Bereichen m it größerem staatlichen 

Einfluss erkennen. Abbildung 3 fasst die Defizite der 

M itte lzen tren  in den vorgeste llten Bereichen noch 
einmal im Überblick zusammen.

Fazit
Die vorgestellten Beispiele zeigen, dass eine Bereit­

stellung von Daseinsvorsorgeeinrichtungen auch in 

peripheren Lagen in den meisten M itte lzentren  ge­

lingt. Allerdings beschränkt sich diese Aussage au f die 

reine Verfügbarkeit von Einrichtungen; Unterschiede 

hinsichtlich der Q ualitä t und der D iversität des jew e i­

ligen Angebotes bestehen durchaus zwischen ländli­

chen und städtischen sowie zwischen zentralen und 

peripheren Gebieten. Der große Unterschied zwischen
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zentralen und peripheren Lagen besteht darin, dass 

es in peripher gelegenen Regionen an nahegelegenen 

Angebotsa lternativen m angelt. Besonders gravie­

rend sind die Unterschiede im Bereich der p riva tw irt­

schaftlich organisierten In frastruktur sowie bei den 

fre iw illigen Leistungen der Gemeinden. Auch wenn 

die Untersuchung sich au f wenige exemplarische Be­

reiche beschränkt, so kann von ähnlichen Befunden 

in anderen Sektoren, e tw a im Bildungsbereich, aus­

gegangen werden.

Doch tro tz  der bestehenden Herausforderungen 

in den peripheren Lagen sind die staatlichen Leistun­

gen und das erreichte bzw. aufrechterhaltene Ver­

sorgungsniveau anzuerkennen, zumal hier die Ver­

sorgung der Bevölkerung re la tiv teurer ist und der 

staatliche Einfluss vielfach nur ind irekt besteht. Man 

kann daher n icht von einer generellen Unterversor­

gung peripherer oder ländlicher Regionen gegenüber 

zentralen oder städtisch geprägten Räumen spre­

chen. Die Ausstattungsanalyse bezieht sich hierbei 

weitestgehend au f die physische Präsenz und schließt 

dadurch noch kaum Angebotsqualitäten m it ein.

So w ie  es von der Kommission „G leichwertige Le­

bensverhältnisse" gefordert w ird, ist es daher zukünf­

t ig  umso w ichtiger, dass sich Raumordnungspolitik 

und die raumrelevanten Fachpolitiken noch stärker an 

den Zentralen Orten ausrichten und die Bindungswir­

kung der zentra lörtlichen Systeme erhöht w ird. Nur 

so kann das Ziel der gleichwertigen Lebensverhältnis­

se im Kontext von heterogenen räum lichen Entwick­

lungen bei gleichzeitiger M itte lknapphe it erfolgreich 

verfo lg t werden. W ir sind zudem der Auffassung, dass 

G le ichw ertigke it M indeststandards im Sinne eines 

flächendeckenden M in im um s an Versorgungsgüte 

und als Beurteilungsmaßstab braucht. Die Einhaltung 

dieser M indeststandards ist dann ein klarer Hand­

lungsauftrag fü r den Staat und die kommunale Ebene 

und sollte daher durch die erforderliche M itte laus­

s ta ttung  flank ie rt werden. Diese Themen g ilt es nun 

im Sinne ausgeglichener räum licher Verhältnisse ko­

ord in ie rt und m utig  anzugehen!
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